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Illustrierte Nundlchau

Mes Haus un» Zelsenburg im kanàcrgrunà. Phot. Kraal à BovP, Zurich.

politische
Zürich, 10. März 1919.^

In unserm deutschen Nachbarstaate ist
neben dem Bürgerkrieg, dessen die Regie-
rung immer noch nicht Herr zu werden
vermag, die Frage der Versorgung mit
Lebensmitteln das Hauptproblem. Der
Mangel an Zufuhr von solchen vereinigt
sich mit der grauenhaften Unordnung im
Innern, der gänzlichen Desorganisation
des Verkehrswesens und der Lahmlegung
d er wichtigsten Industrien durch die unauf-
hörlichen Streiks, um die Not aufs höchste

zu steigern und die Verpflegung großerBe-
völkerungszentren immer schwieriger zu
gestalten. Umso unbegreiflicher ist es, daß
die Vertretung der deutschen Regierung
die Verhandlungen mitder Entente-Kom-
Mission in Spa über die Versorgung
Deutschlands mit Lebensmitteln zum
Scheitern kommen ließ. Man kann sich

das nur so erklären, daß die Männer, die

Uebersicht.
mit der bisherigen Führung der Unter-
Handlungen mit der Entente betraut wa-
reu und wegen ihrer „unverzeihlichen
Nachgiebigkeit" gegnerischen Forderun-
gen gegenüber viele Vorwürfe, auch in
der Nationalversammlung und nament-
lich in der Presse, einstecken mußten, nun
einmal zeigen wollten, daß sie sich „denn
doch nicht alles gefallen ließen" und auch
noch sich zu wehren wüßten. So erhoben
sie denn plötzlich gegen die Ausführung
der von ihnen unterzeichneten und rechts-
kräftigen Waffenstillstandsbedingungen,
die sich auf die deutsche Handelsflotte be-
ziehen, Einsprache und knüpften an die
Einlösung des gegebenen Wortes Bedin-
gungen wie die, daß die Handelsflotte nur
zur Verfügung gestellt werden solle, wenn
die Entente die Versorgung Deutschlands
mit Lebensmitteln bis zur nächsten Ernte
garantiert, und nur soweit, als die Lebens-
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Zm Neuen veutschland. DU erste Satzung des Kabinetts Scheidemann im Schloß zu Weimar; don links nach rechts:
Rauscher, Pressechef in der Reichskanzlei, Robert Schmidt (Ernährung), Schiffer (Finanzen), Scheidemann, Minister-
Präsident, Dr. Landsberg <Justiz), Wisset (Wirtschaft), Gustav Bauer (Arbeit), Graf Brockdorff-Rantzau (Aeußeres),
Dr. David (ohne Portefeuille); vorn rechts: Noske (Reichswehr), Gothein (ohne Portefeuille), Dr. Bell (Kolonien),

Dr. Preuß (Inneres), Giesberts (Post).

mitte! zum Versand nach Deutschland
sattisch zur Verfügung standen. Es ist
selbstverständlich, daß die Unterhändler in
Spa aus diese Zumutung gar nicht ein-
treten konnten. Wie sollten sie nun aus
einmal die Versorgung Deutschlands mit
Lebensmitteln bis zur nächsten Ernte „ga-
rantieren" tonnen, wo sie nicht einmal
wußten, ob überhaupt so viele Lebensmit-
tel zu ihrer Verfügung standen und ob sie

auch nur imstande seien, zunächst die Ver-
sorgung ihrer eigenen Länder und der-
jenigen ihrer Alliierten und Freunde, die
ihnen immerhin doch näher stehen dürsten
als Deutschland, zu garantieren. Vor
allem aber widerspricht die deutsche For-
derung dem Art. 8 des in Trier am 16.

Februar unterzeichneten Zusatzab-
kommens zum Wafsenstillstandvertrag,
der klipp und tlar bestimmt: „Umdie Ver-
sorgung Deutschlands mit Lebensmitteln
zu sichern, wird die deutsche Regierung die
erforderlichen Maßnahmen ergreisen, um
während der Dauer des Waffenstillstandes
die deutsche Handelsflotte unter die Kon-
trolle und die Flagge der alliierten Mächte
und der Vereinigten Staaten, denen ein
deutscher Delegierter beigegeben wird, zu
stellen. Dieses llebereinkonnnen präjudi-
ziert in keiner Weise die endgültige Ver-

sügung über die Schisse." Man scheint in
Deutschland auch ganz zu übersehen, daß
die Gegner schon deswegen gar nicht die
Möglichkeit haben, die Wünsche der
deutschen Negierung nach Lebensmittel-
einfuhr prompt zu erfüllen, weil es esfek-

tiv an Schissen fehlt zum Transport
dieser Warenmengen. Die Tonnage, die
hiefür jetzt so bitter nötig wäre, liegt aus
dem Meeresgrund, versenkt von den
deutschen U-Booten. Mit großer Befrie-
digung, ja mit Jubel hat man Monat für
Monat die Statistik des Neichsmarine-
amtes gelesen, die konstatierte, wieviel
hunderttausend Tonnen feindlicher oder
neutraler Schisssraum wieder in den Or-
cus gesandt wurde, und nicht bedacht, was
einsichtige Leute schon damals sagten: daß
mit jedem feindlichen oder neutralen
Schiff, das versenkt wurde, gewissermaßen
zugleich auch ein deutsches Schiff zu-
gründe gehe, ein Schiff nämlich, das nach
dem Krieg außerordentlich nötig wäre zur
Einfuhr von Lebensmitteln und Rohstof-
sen nach Deutschland. Man kann es nicht
tief genug beklagen, daß den führenden
Männern des deutschen Volkes auch jetzt
noch die Einsicht fehlt, die ihnen zu beur-
teilen ermöglicht, in welcher Lage sich ihr
unglückliches Land eigentlich gegenwärtig
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in der Welt befindet und wie fatal und
verhängnisvoll es wirken muß, wenn man
immer noch glaubt, nach außen den Schein
eines bloß unverschuldet ins Unglück ge-
kommenen und nun von schadenfrohen
Gegnern grausam mißhandelten und un-
terdrückten braven Kerls aufrechthalten
zu können, anstatt nun einmal ehrlich die
Konsequenzen aus den furchtbaren Irr-
tümern und Fehlern der eigenen Regie-
rung zu ziehen.

Einer der wenigen, die von dem wirk-
lichen Stand der Dinge einen Begriff
hatten, war Kurt Eisner, der Präsident
der bayrischen Republik. Er ist am 21.

Februar, als er sich auf dem Weg in den
Landtag befand, von einem jungen ari-
stokratischen Offizier, dem Grafen Arco-
Valley ermordet worden. Eine Stunde
später drang der Spartakist Lindner, ein
Metzger, in den Landtagssaal ein, schoß

den auf der Rednertribüne stehenden Mi-
nister Au er nieder und tötete durch einen

weitern Schuß den Abgeordneten Oesel.
Eisner ward das Opfer der Reaktion,
Auer, der übrigens noch lebt, und Oesel
sind von Spartacus beseitigt worden.
Beide Mächte, Reaktion und Spartacus,
reichen sich die Hände zum vollständigen
Ruin des von allen Göttern verlassenen
Deutschland. Das sinnlose Attentat gegen
Eisner, der sich zu den unabhängigen So-
zialisten zählte, schien zunächst der Herr-
schaft der äußersten Linken den Weg zu
bahnen; allein trotz der allgemeinen Em-
pörung über den Mord drang bei den Ar-
beiter-und Soldatenräten der Antrag des
Anarcho-Sozialisten Mühsam, nun sofort
eine Räterepublik nach russisch-bolschewi-
stischem Muster zu proklamieren, nicht
durch. Die städtischen Revolutionäre woll-
ten sich nicht trennen von den bayrischen
Bauernräten, die zwar politisch sehr weit
links stehen, aber doch absolute Gegner
einer bolschewistischen Diktatur sind. Die
Bauernräte stimmten gegen den Antrag

die diplomatische Vertretung bei der Seutschen Nationalversammlung in Weimar.
Von links nach rechts: v. Essen, schwed. Gesandter; Minister Mercier, schweiz. Gesandter; Ministerresident v. Nap-
pardt v. d. niedertänd. Gesandtschaft! Hsolt, finnischer Gesandter, und Tochter; v. Kühlmann, Lcgationsrat im
Ausiv. Amt; Frau Mercier; Frau Bascko; Legationsrat Bascko v. d. norweg. Gesandtschaft; Hussein Kuli Kaan
Natvak, pers. Gesandter; Graf Moltke, dänischer Gesandter; Mehmed Vehdi Bey, I. Sekretär bei der türk. Bot-

schaft; Oberst Krumm-Holler, Attaché bei der mexikan. Gesandtschaft; Herr Schaulys, litauischer Gesandter.
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Mühsam geschlossen wie ein Mann. So
entstand ein Kompromiß, der die Regie-
rungsgewalt vorläufig noch in den Händen
der unadhängigen Sozialisten liest, ob-
wohl diese nicht die Mehrheit der Bevöl-
ternng ausmachen.

Berlin war in den letzten Tagen aber-
mals der Schauplatz eines fürchterlichen
Spartatisten-Putsches. Auf dem Aleran-
derplatz begann am Mittwoch, 5. März,
ein Strastengefecht, das alle Schrecken der
bisherigen blutigen Berlinerereignisse hin-
ter sich liest. Kanonen brüllten, schwere

Minenwerfer traten in Tätigkeit, und in
der Luft beteiligten sich gepanzerte Flug-
zeuge ebenfalls durch Aufklärungsflüge
an der mehrstündigen Schlacht. Die Flie-
ger, die dicht über die Hausdächer dahin-
strichen, hatten die Aufgabe, die Dächer
von den eingebauten spartakistischen Ma-
schinengewehren zu säubern, während die
spartakistische Volksmarine mit Revolver-
abwehrgeschützen gegen die Flieger feu-
erte. Den Negierungstruppen gelang es

schließlich, durch Minenwurf den unter-
irdischen Tunnel der Untergrundbahn zu
zerstören, in dem die Spartakisten ihre
Verstärkungen und Munition heranführ-
ten. Dadurch gelang es den Regierungs-
truppen, auch das hart bedrängte Polizei-
Präsidium wieder ganz in ihre Hände zu
bekommen. Der ganze Aleranderplatz
gleicht jetzt einem großen Trümmerfeld
mit Minenlöchern bis zu 7 Metern Tiefe.
Die in ihrer Hauptstellung geschlagenen
Spartakisten zogen sich in die Außen-
quartiere zurück und machten ihrer Wut
in bestialischen Greueltaten Luft. Wie die
Berliner Zeitungen berichten, wurden
einige Fahrzeuge, die zur Verpflegung
für ein Freiwilligenkorps entsandt waren,
in der Warschauerstraste von einer hun-
dertköpfigen Menge angehalten, die In-
fassen entwaffnet, misthandelt und zur
Hinrichtung abgeführt. Im Hofe der
Omnibusgesellschaft, dem gegenwärtigen
Sitz der Spartakisten, fanden schauerliche
Szenen statt. Gefangene Regierungs-
soldaten und Beamte wurden gezwungen,
auf Verpflegungswagen zu klettern und
zwar immer je 18 auf jeden Wagen;
beim Hinaufklettern wurden sie erschossen;

wenn die Wagen voll Leichen waren,
zogen die Spartakisten sie fort. Erschossen

Rundschau.

wurden in diesem Hof von frühern Zucht-
häuslern und befreiten Verbrechern,
die die Spartakisten bewaffnet hatten,
auch etwa 60 Berliner Kriminalbeamte.
Wer sich widersetzte, wurde von 4—5
Spartakisten festgehalten, während der
sechste ihn mit der Pistole vor die Stirne
schoß. Alle nur denkbaren Greuel des

Krieges müssen die Berliner nun noch
in ihren eigenen Mauern sehen.

Daß ein Land, in dessen Eingeweiden
solche Kämpfe rasen, seiner auswärtigen
Politik nicht die nötige Aufmerksamkeit
schenken kann, ist wohl verständlich, ebenso,
daß die jetzige Regierung in der auswär-
tigen Politik keine glücklichere Hand hat
als die alte, weil sie einfach deren Metho-
den fortsetzt, anstatt auch die ganze äußere
Politik auf einen neuen Boden zu stellen
und damit das Vertrauen der Nachbarn
wiederzugewinnen. Es erinnert ganz
und gar an die alten faulen Geschichten
vom Bombenkurier in Norwegen, den
Lurburg-Depeschen und ähnlichem, wenn
man jetzt liest, daß die tschecho-slowakische
Regierung einen Kurier des Berliner
auswärtigen Amtes verhaftete, der dem
deutschen Vizekonsul in Prag eine Un-
masse Flugblätter und Karten überbrin-
gen sollte. Dieser Vizekonsul Schwartz
hatte sich nämlich die Aufgabe gestellt, mit
Benutzung des Konsulat-Kuriers einen
bewaffneten Aufstand in Deutsch-Böhmen
gegen die tschechische Herrschaft vorzube-
reiten. Außerdem versuchte Schwartz,
einen Spionagedienst im böhmischen
Pressedepartement zu organisieren und
Beamte zu bestechen, die ihm — übrigens
wissentlich falsche — Nachrichten über-
brachten, die Schwartz dann den Wiener
Blättern zur Veröffentlichung übersandte.

In Ungarn hat der größte Grund-
besitzer des Landes und provisorische Prä-
sident der ungarischen Republik, Graf Ka-
rolyi, es unternommen, der Verbreitung
des Bolschewismus auf dem Lande da-
durch entgegenzuarbeiten, daß er die
Bauern zu Herren eigenen Landes machte.
Noch seinem Plane soll der Eroßgrund-
besitz nun sukzessive aufgeteilt werden,
zuerst die Güter der Kriegsgewinner, dann
die der im Ausland Lebenden, zuletzt die
der Kirchen- und Aktiengesellschaften. Nur
der staatliche und kommunale Erundbe-
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sitz soll im Eigentum der Allgemeinheit
bleiben. In erster Linie werden bei der
Landoerteilung Kriegsinvalide, geistige
Arbeiter, die durch den Krieg ihre Stelle
verloren haben, verheiratete Dienstboten,
Auswanderer usw. berücksichtigt. Das
gute Beispiel mit der Landverteilung gab
Graf Karolyi selbst, indem er damit auf
seinen eigenen Gütern den Anfang ma-
chen liest. Wird diese Mastregel vollstän-
dig durchgeführt, so vollzieht sich in Ungarn
eine wirtschaftliche Veränderung, die
stärker in das politische Leben eingreift
als alle Reformen, die bisher vorgeschla-
gen worden sind.

Zwischen Polen und der Ukraine
herrscht immer noch der offene Kriegs-
zustand, und im schlachtenumtobten Lem-
berg werden neuerdings blutige Gefechte
geliefert. Es war der Entente gelungen,
zwischen Tschechen und Polen und zwi-
schen Polen und Deutschen einen Waffen-
stillstand herbeizuführen,- allein, was für
sie ebenso wichtig gewesen wäre, ein Ende
der militärischen Aktionen zwischen Ukrai-
nern und Polen herbeizuführen, das hat
sie bis heute nicht zu erreichen vermocht.
Die Ukrainer haben den polnischen Vor-
schlag einer Demarkationslinie für unan-

ws in Wien. Der Empfang der Delegierten.
!iuhmanil, Wien.

nehmbar erklärt und die Verhandlungen
abgebrochen. Das bedeutet für die Pazi-
fizierung des Ostens eine neue Erschwe-
rung und Verzögerung, was umso bedau-
erlicher ist, als keine Partei hoffen kann,
durch militärische Erfolge etwas Défini-
tives zu schaffen. Wilson und Lloyd
George haben wohl namentlich auch im
Hinblick auf die Ukraine die kleinen Na-
tionen davor gewarnt, sich durch mili-
tärische Aktionen noch irgend welchen
Vorteil sichern zu wollen.

Nicht sehr ermutigend ist gegenwärtig
auch der Blick nach Paris, wo die Frie-
denskonferenz der Alliierten tagt. Dem
mistglückten Attentat des bolschewistischen
Anarchisten Cottin auf den greisen Mini-
sterpräsidenten Clemenceau am 19. Feb-
ruar kommt glücklicherweise nur die Be-
deutung eines Zwischenfalles zu. Was
aber den Gang der Verhandlungen am
grünen Tisch der Diplomaten betrifft, so

wirkt ihr schleppender Gang und ihr bis-
heriges höchst kümmerliches, um nicht zu
sagen rein negatives Resultat deprimie-
rend. Die Reise, die der Präsident Wilson
zwischenhinein nach Amerika unternahm
zur Besorgung der notwendigsten Regie-
rungsgeschäfte, unterbrach neuerdings für
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einige Wochen die Arbeiten der Konferenz.
Es scheinen sich im Schoß der Alliierten
zwei Strömungen entgegenzuarbeiten:
die eine, als deren Träger die Franzosen
gelten, drängt daraus, daß zuerst der
Friede Zustandezubringen und zu unter-
zeichnen sei, bevor man an die Diskussion
des Völkerfriedens gehen könne, Präsi-
dent Wilson dagegen, der für seinen
Standpunkt auch die Unterstützung der
Engländer fand, wollte durchaus beide
Fragen gleichzeitig behandelt und den
Frieden nicht geschlossen wissen, bevor der
Völkerbund wenigstens in seinen Um-
rissen fest stand. Das Resultat dieser aus-
einandergehenden Bestre-
bungen ist nun, daß vor-
läusig weder der Frieden
noch der Völkerbund zu-
stand ekommt. Auf den
13. März wird Präsident

Wilson Zurückerwartet,
und soweit die neueren
Berichte einen Schluß zu-
lassen, scheint nun doch
auch er selber der Mei-
nung zu sein, daß das
Dringendste im jetzigen
Augenblickder Fried eist;
es wird deshalb auch an-

gekündigt, daß wahr-
scheinlich binnen 8 — 1V

Tagen der Friede, der
dem Weltkrieg auch sein
formelles Ende bereiten
soll, unterzeichnet werden dürste, zu wel-
chein Akt dann auch die deutschen Dele-
gierten nach Paris eingeladen würden.

Für die Schweiz steht nun ebenfalls
eine wichtige Entscheidung bevor: es ist
die Frage des Eintritts in den Völkerbund,
so, wie er von den Mächten der Pariser
Konferenz gedacht und vorbereitet wor-
den ist. Wie bereits in der letzten Nummer
mitgeteilt wurde, hat der Bundesrat
durch eine Expertenkommission eine be-
sondere Vorlage für den künftigen Völker-
bund ausarbeiten lassen und den Mächten
in Paris zugestellt. Es ist diesem schwei-
zerischen Vorschlag im ganzen eine sehr

dr. Salome Schneider, Sekretärin
in der eidg. Steuerverwaltung. Der
erste weibliche Beamte in der Bundes-

Verwaltung. Phot. F. Jost, Bern.

sympathische Aufnahme zuteil geworden;
man rühmt die Sorgfalt und Umsicht,
mit der die Beauftragten des Bundes-
rates zu Werk gegangen sind, und gibt zu,
daß der von ihnen eingeschlagene Weg
wohl der sicherste sein würde, um künftige
Kriege nach Möglichkeit zu vermeiden.
Immerhin erheben sich gewisse Bedenken
gegen den Anspruch des Bundesrates, die
schweizerische Neutralität, so, wie sie vom
Wiener Kongreß im Jahre 181ö definiert
und anerkannt worden ist, unverändert
und ungeschmälert auch in die neue Zeit
hinüberzuretten und selbst im Völker-
bunde beizubehalten. Nun besteht aber

das Wesen des Völkerbun-
des gerade darin, daß die

verschiedenen Nationen
sich zu einer Vereinigung
Zusammenschließen, deren
Mitglieder sich gegensei-
tig Schutz und Hilfe gegen
jeden Angriff zusagen;
die einzelnen Mitglieder
sollen aber nicht bloß von
der Gesamtheit geschützt

werden, sondern auch
ihrerseits zum Schutz der

andern mitwirken. Es
gehe also nicht wohl an,
daß ein Land wie die
Schweiz zwar für sich den
Schutz des Völkerbundes
genieße, selber aber, dank
seiner ewigen Neutralität,

von der Verpflichtung befreit bleibe,
mit seinen Kräften ebenfalls andern
Gliedern des Völkerbundes, wenn diese
gefährdet werden, beizustehen. Man kann
sich der Argumentation, daß auch die
Schweiz so gut wie jeder andere Staat im
Völkerbund einen Teil seiner Souverä-
nität zugunsten des Ganzen zu opfern
habe, nicht wohl verschließen, und ander-
seits wäre es für uns Schweizer doch
wiederum sehr bemühend und nicht un-
bedenklich, wenn wir wegen dieser schwie-
rigen Neutralitätsfrage dem Völkerbunds
fernbleiben müßten. Wir sind auf die
Lösung des Konfliktes sehr gespannt.
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